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ALLGEMEINE 
GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

 

1. Vertragsumfang und Gültigkeit 
1.1. Die nachstehenden Bedingungen gelten für alle Dienst-

leistungen und Lieferungen, die der Auftragnehmer im 
Rahmen dieses Vertrages durchführt. 

1.2. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 

1.3. Einkaufsbedingungen und Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen des Auftraggebers werden für das gegenständli-
che Rechtsgeschäft und die gesamte Geschäftsbezie-
hung hiemit ausgeschlossen. 

1.4. Allfällige Änderungen und Ergänzungen dieses Vertra-
ges bedürfen der Schriftform bei sonstiger Unwirksam-
keit. 

1.5. Angebote sind grundsätzlich freibleibend. 

1.6. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten auch für 
künftige Geschäfte zwischen den Vertragspartnern, auch 
wenn bei künftigem Vertragsabschluß darauf nicht 
nochmals Bezug genommen werden sollte. 

1.7. Die allfällige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen 
läßt die Geltung der übrigen Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen unberührt. An die Stelle der unwirksamen 
Bestimmung tritt eine wirksame, die der unwirksamen 
Bestimmung nach deren Sinn und Zweck wirtschaftlich 
am nächsten kommt. (Die Vertragspartner werden part-
nerschaftlich zusammenwirken, um eine Regelung zu 
finden, die den unwirksamen Bestimmungen möglichst 
nahe kommt.) 

1.8. Ein Vertragsverhältnis zwischen den Vertragspartnern 
gilt als geschlossen, wenn entweder eine schriftliche 
Auftragsbestätigung oder eine Lieferung an die zuletzt 
bekannt gegebene Anschrift abgesandt wurde. 

1.9. Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
können nur vom Auftragnehmer vorgenommen werden 
und sind auch für bestehende Vertragsverhältnisse wirk-
sam. Die jeweils aktuellen Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen werden auf der Homepage des Auftragnehmers 
unter http://www.brunner.co.at/download/agb.pdf kund-
gemacht. Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen sind dem Auftraggeber gegenüber nur zulässig, 
wenn die Änderung dem Auftraggeber zumutbar ist, be-
sonders weil sie geringfügig und sachlich gerechtfertigt 
ist. Der Auftraggeber hat das Recht, der Änderung der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen binnen vier Wochen 
ab Erhalt der Mitteilung über die Änderung zu widerspre-
chen, andernfalls die geänderten Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen von ihm als akzeptiert gelten. 

1.10. Bei Vermittlungsgeschäften bzw. für den jeweiligen 
Auftrag, georderte Ware, gelten die des Herstellers bzw. 
Lieferfirma gültigen Bedingungen. Der Auftragnehmer 
verpflichtet sich gegenüber des Auftraggebers zur Be-
kanntgabe und Herausgabe aller relevanten Dokumente 
und Daten unter Einhaltung des Datenschutzgesetzes. 

2. Leistungsumfang und Prüfung 
2.1. Die Durchführung der vertragsgegenständlichen Leis-

tungen durch den Auftragnehmer erfolgt, soweit nichts 
anderes vereinbart wurde, nach seiner Wahl am Stand-

ort des Computersystems oder in den Geschäftsräumen des 
Auftragnehmers innerhalb der normalen Arbeitszeit des Auf-
tragnehmers. Erfolgt ausnahmsweise und auf Wunsch des 
Auftraggebers eine Leistungserbringung außerhalb der nor-
malen Arbeitszeit, werden die Mehrkosten gesondert in 
Rechnung gestellt. Die Auswahl des, die vertragsgegen-
ständlichen Leistungen erbringenden, Mitarbeiters obliegt 
dem Auftragnehmer, der berechtigt ist, hiefür auch Dritte he-
ranzuziehen. 

2.2. Die Ausarbeitung individueller Organisationskonzepte und 
Programme erfolgt nach Art und Umfang der vom Auftragge-
ber vollständig zur Verfügung gestellten bindenden Informa-
tionen, Unterlagen und Hilfsmittel. Dazu zählen auch praxis-
gerechte Testdaten sowie Testmöglichkeiten in ausreichen-
dem Ausmaß, die der Auftraggeber zeitgerecht, in der Nor-
malarbeitszeit und auf seine Kosten zur Verfügung stellt. 
Wird vom Auftraggeber bereits auf der zum Test zur Verfü-
gung gestellten Anlage im Echtbetrieb gearbeitet, liegt die 
Verantwortung für die Sicherung der Echtdaten beim Auf-
traggeber. 

2.3. Grundlage für die Erstellung von Individualprogrammen ist 
die schriftliche Leistungsbeschreibung, die der Auftragneh-
mer gegen Kostenberechnung aufgrund der ihm zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen und Informationen ausarbeitet 
bzw. der Auftraggeber zur Verfügung stellt. Diese Leistungs-
beschreibung ist vom Auftraggeber auf Richtigkeit und Voll-
ständigkeit zu überprüfen, und mit seinem Zustimmungsver-
merk zu versehen. Später auftretende Änderungswünsche 
können zu gesonderten Termin- und Preisvereinbarungen 
führen. 

2.4. Individuell erstellte Software bzw. Programmadaptierungen 
bedürfen für das jeweils betroffene Programmpaket einer 
Programmabnahme spätestens vier Wochen ab Lieferung 
durch den Auftraggeber. Diese wird in einem Protokoll vom 
Auftraggeber bestätigt. (Prüfung auf Richtigkeit und Vollstän-
digkeit anhand der vom Auftragnehmer akzeptierten Leis-
tungsbeschreibung mittels der unter Punkt 2.2. angeführten 
zur Verfügung gestellten Testdaten). Läßt der Auftraggeber 
den Zeitraum von vier Wochen ohne Programmabnahme 
verstreichen, so gilt die gelieferte Software mit dem Endda-
tum des genannten Zeitraumes als abgenommen. Bei Ein-
satz der Software im Echtbetrieb durch den Auftraggeber gilt 
die Software jedenfalls als abgenommen.  
Etwa auftretende Mängel, das sind Abweichungen von der 
schriftlich vereinbarten Leistungsbeschreibung, sind vom 
Auftraggeber ausreichend dokumentiert dem Auftragnehmer 
zu melden, der um raschestmögliche Mängelbehebung be-
müht ist. Liegen schriftlich gemeldete, wesentliche Mängel 
vor, das heißt, daß der Echtbetrieb nicht begonnen oder fort-
gesetzt werden kann, so ist nach Mängelbehebung eine 
neuerliche Abnahme erforderlich. 

2.5. Bei Bestellung von Bibliotheks-(Standard-)Programmen 
bestätigt der Auftraggeber mit der Bestellung die Kenntnis 
des Leistungsumfanges der bestellten Programme. 

2.6. Sollte sich im Zuge der Arbeiten herausstellen, daß die 
Ausführung des Auftrages gemäß Leistungsbeschreibung 
tatsächlich oder juristisch unmöglich ist, ist der Auftragneh-
mer verpflichtet, dies dem Auftraggeber sofort anzuzeigen. 
Ändert der Auftraggeber die Leistungsbeschreibung nicht 
dahingehend bzw. schafft die Voraussetzung, daß eine Aus-
führung möglich wird, kann der Auftragnehmer die Ausfüh-
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rung ablehnen. Ist die Unmöglichkeit der Ausführung die 
Folge eines Versäumnisses des Auftraggebers oder ei-
ner nachträglichen Änderung der Leistungsbeschreibung 
durch den Auftraggeber, ist der Auftragnehmer berech-
tigt, vom Auftrag zurückzutreten. Die bis dahin für die 
Tätigkeit des Auftragnehmers aufgelaufenen Kosten und 
Spesen sowie allfällige Abbaukosten sind vom Auftrag-
geber zu ersetzen. 

2.7. Ein Versand von Programmdatenträgern, Dokumentatio-
nen und Leistungsbeschreibungen erfolgen auf Kosten 
und Gefahr des Auftraggebers. Darüber hinaus vom Auf-
traggeber gewünschte Schulung und Erklärungen wer-
den gesondert in Rechnung gestellt. Versicherungen er-
folgen nur auf Wunsch des Auftraggebers. 

2.8. Ein zu behandelnder Fehler liegt vor, wenn das jeweils 
vertragsgegenständliche Softwareprogramm ein zu der 
entsprechenden Leistungsbeschreibung/Dokumentation 
in der jeweils letztgültigen Fassung abweichendes Ver-
halten aufweist und dieses vom Auftraggeber reprodu-
zierbar ist.  
Mängelrügen sind schriftlich an den Auftragnehmer zu 
richten. Zwecks genauer Untersuchung von eventuell 
auftretenden Fehlern ist der Auftraggeber verpflichtet, 
das von ihm verwendete Computersystem (bei Syste-
men im Online-Verbund mit anderen Rechnern auch die 
entsprechende Verbindung), Softwareprogramme, Pro-
tokolle, Diagnoseunterlagen und Daten in angemesse-
nem Umfang für Testzwecke während der Normalar-
beitszeit dem Auftragnehmer kostenlos zur Verfügung zu 
stellen und den Auftragnehmer zu unterstützen. Erkann-
te Fehler, die vom Auftragnehmer zu vertreten sind, sind 
von diesem in angemessener Frist einer Lösung zuzu-
führen:  
Von dieser Verpflichtung ist der Auftragnehmer dann be-
freit, wenn im Bereich des Auftraggebers liegende Män-
gel dies behindern und von diesem nicht beseitigt wer-
den.  
Eine Lösung des Fehlers erfolgt durch einen Software-
Update oder durch angemessene Ausweichlösungen. 

2.9. Die Rückübersetzungen des überlassenen Programm-
codes in andere Codeformen (Recompilierung) sowie 
sonstige Arten der Rückerschließung der verschiedenen 
Herstellungsstufen der Vertragssoftware (Reverse-
Engineering) sind ebenso wie Änderungen der Vertrags-
software, unzulässig. 

2.10. Es gilt als vereinbart, daß ausschließlich der kompilierte 
Programmcode ausgeliefert wird. Der Auftraggeber er-
hält ein nicht ausschließliches Recht zur Nutzung des 
kompilierten Programms. Der Quellencode wird vom 
Auftragnehmer in mindestens zwei örtlich getrennten si-
cheren Platzen verwahrt. (Bankschließfach, Anwalt) 

3. Lieferung von Hardware 

3.1. Die Lieferung von Hardware erfolgt ausschließlich nur 
auf schriftliche Bestellung und/oder 50% Anzahlung des 
Rechnungsbetrages. 

3.2. Gelieferte Waren stehen bis zur vollständigen Bezahlung 
im uneingeschränkten Eigentum des Auftragnehmers. 

3.3. Bei wesentlichen vertragswidrigem Verhalten ist der 
Auftragnehmer berechtigt, den gelieferten Gegenstand 
zurückzunehmen, der Käufer ist zur Herausgabe ver-
pflichtet . 

4. Schulung 
4.1. Der Auftragnehmer erfüllt die Seminaranforderungen des 

jeweiligen Herstellers unter Absprache über den Inhalt 
mit dem Auftragsgeber. Der Seminarinhalt wird schriftlich 
in Form einer Bestellung bzw. Auftragsbestätigung fest-
gehalten. 

4.2. Der Auftragnehmer haftet dabei aber nicht für Vollstän-
digkeit sowie die Verwendbarkeit und Richtigkeit der 
Veranstaltungsinhalte.  

5. Internet 
5.1. Der Auftraggeber wird ausdrücklich auf die Vorschriften des 

Pornographiegesetzes, BGBl. 1950/97 idgF., das Verbotsge-
setz vom 8. 5. 1945 StGBl. idgF. und die einschlägigen straf-
gesetzlichen Vorschriften hingewiesen, wonach die Vermitt-
lung, Verbreitung und Ausstellung bestimmter Inhalte gesetz-
lichen Beschränkungen unterliegt bzw. untersagt ist. 

5.2. Der Auftraggeber verpflichtet sich, diese Rechtsvorschriften 
zu beachten und gegenüber dem Auftragnehmer die alleinige 
Verantwortung für die Einhaltung dieser Rechtsvorschriften 
zu übernehmen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auf-
tragnehmer vollständig schad- und klaglos zu halten, falls 
letzterer wegen vom Auftraggeber in den Verkehr gebrachten 
Inhalten zivil- oder strafrechtlich, gerichtlich oder außerge-
richtlich, berechtigterweise in Anspruch genommen wird, ins-
besondere durch Privatanklagen wegen übler Nachrede, Be-
leidigung oder Kreditschädigung (§§ 111, 115, 152 StGB), 
durch Verfahren nach dem Mediengesetz, dem Urheber-
rechtsgesetz, dem Markengesetz, dem Gesetz gegen unlau-
teren Wettbewerb oder wegen zivilrechtlicher Ehrenbeleidi-
gung und/oder Kreditschädigung (§ 1330 ABGB). Wird der 
Auftragnehmer entsprechend in Anspruch genommen, so 
steht ihm allein die Entscheidung zu, wie er darauf reagiert, 
ohne daß der für den Inhalt verantwortliche Auftraggeber  - 
außer im Fall groben Verschuldens des Auftragnehmers – 
den Einwand unzureichender Rechtsverteidigung erheben 
könnte. 

5.3. Ebenso verpflichtet sich der Auftraggeber, den Zugang zum 
Internet Personen unter 19 Jahren nicht, oder nur unter Auf-
sicht von Erziehungsberechtigten zu gewähren. 

5.4. Der Auftraggeber nimmt weiter die Bestimmungen des 
Telekommunikationsgesetzes, BGBl. 1997, in der geltenden 
Fassung und die darin festgelegten Pflichten der Inhaber von 
Endgeräten zur Kenntnis. Er verpflichtet sich zur Einhaltung 
der Vorschriften des Telekommunikationsgesetzes und der 
einschlägigen fernmelderechtlichen Normen sowie sämtlicher 
anderer gesetzlicher Bestimmungen. 

6. Preise, Steuern und Gebühren 
6.1. Alle Preise verstehen sich in Euro ohne Umsatzsteuer. Sie 

gelten nur für den vorliegenden Auftrag. Die genannten Prei-
se verstehen sich ab Geschäftssitz bzw. -stelle des Auftrag-
nehmers. Die Kosten von Programmträgern (z.B. Magnet-
bänder, Magnetplatten, Floppy Disks, Streamer Tapes, Mag-
netbandkassetten usw.) sowie allfällige Vertragsgebühren 
werden gesondert in Rechnung gestellt. 

6.2. Es gelten die am Tag der Lieferung (Rechnung) gültigen 
Listenpreise. Bei allen anderen Dienstleistungen (Organisati-
onsberatung, Programmierung, Ein-, Schulung, Umstel-
lungsunterstützung, telefonische Beratung usw.) wird der Ar-
beitsaufwand zu den am Tag der Leistungserbringung gülti-
gen Sätzen verrechnet. Abweichungen von einem dem Ver-
tragspreis zugrundeliegenden Zeitaufwand, der nicht vom 
Auftragnehmer zu vertreten ist, werden nach tatsächlichem 
Anfall berechnet. 

6.3. Die Kosten für Transport, Fahrt-, Tag- und Nächtigungsgel-
der werden dem Auftraggeber gesondert nach den jeweils 
gültigen Sätzen in Rechnung gestellt. Wegzeiten gelten als 
Arbeitszeit. 

6.4. Bei einer Änderung der maßgeblichen Kostenfaktoren nach 
Vertragsabschluß, insbesondere was die Löhne und Materi-
alkosten betrifft, behält sich der Auftragnehmer ausdrücklich 
das Recht vor, den vereinbarten Preis unter Berücksichti-
gung aller Umstände angemessen zu erhöhen. 

6.5. Sind in den Verkaufpreisen Öffentliche Abgaben enthalten, 
die nach Abschluß des Vertrages, jedoch vor Bezahlung des 
Kaufpreises erhöht werden, so ist der Auftragnehmer berech-
tigt, den Auftraggeber mit diesen zusätzlichen Nebenkosten 
zu belasten. Ebenso ist der Auftragnehmer berechtigt, eine 
zwischen Vertragsabschluß und Lieferung nicht unerheblich 
zu Lasten des Auftragnehmers eingetretene Veränderung 
von Fremdwährungskursen zum Österreichischen Schilling 
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zum Anlaß einer Vertragsanpassung oder zum Rücktritt 
vom Vertrag zu nehmen. 

7. Liefertermin 
7.1. Der Auftragnehmer ist bestrebt, die vereinbarten Termi-

ne der Erfüllung (Fertigstellung) möglichst genau einzu-
halten. 

7.2. Die angestrebten Erfüllungstermine können nur dann 
eingehalten werden, wenn der Auftraggeber zu den vom 
Auftragnehmer angegebenen Terminen alle notwendi-
gen Arbeiten und Unterlagen vollständig, insbesondere 
die von ihm akzeptierte Leistungsbeschreibung lt. Punkt 
2.3. zur Verfügung stellt und seiner Mitwirkungsverpflich-
tung im erforderlichen Ausmaß nachkommt.  
Lieferverzögerungen und Kostenerhöhungen, die durch 
unrichtige, unvollständige oder nachträglich geänderte 
Angaben und Informationen bzw. zu Verfügung gestellte 
Unterlagen entstehen, sind vom Auftragnehmer nicht zu 
vertreten und können nicht zum Verzug des Auftrag-
nehmers führen. Daraus resultierende Mehrkosten trägt 
der Auftraggeber. 

7.3. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten bzw. Programme 
umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, Teillieferun-
gen durchzuführen bzw. Teilrechnungen zu legen. 

8. Zahlung 
8.1. Die vom Auftragnehmer gelegten Rechnungen, inklusive 

Umsatzsteuer, sind spätestens 14 Tage ab Fakturener-
halt ohne jeden Abzug und spesenfrei zahlbar. Für Teil-
rechnungen gelten die, für den Gesamtauftrag festgeleg-
ten, Zahlungsbedingungen analog. 

8.2. Zahlungen können mit schuldbefreiender Wirkung nur 
bar oder durch Überweisung auf das, auf den Ge-
schäftspapieren des Auftragnehmers angegebenen, 
Konto geleistet werden. Der Auftraggeber ist bei einer 
Bezahlung durch bargeldlosen Zahlungsverkehr/und o-
der Bankeinzug haftbar für eine reibungslose Abwicklung 
durch die beauftragte Bank. Sämtliche dabei erwach-
senden Spesen, insbesondere auch für den Fall man-
gelnder Kontodeckung, sind vom Auftraggeber zu tra-
gen. Die Zahlung gilt erst als bewirkt, wenn sie dem Kon-
to des Auftragnehmers endgültig gutgeschrieben wurde. 

8.3. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten (z.B. Programme 
und/oder Schulungen, Realisierungen in Teilschritten) 
umfassen, ist der Auftragnehmer berechtigt, nach Liefe-
rung jeder einzelnen Einheit oder Leistung Rechnung zu 
legen. 

8.4. Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungstermine bildet 
eine wesentliche Bedingung für die Durchführung der 
Lieferung bzw. Vertragserfüllung durch den Auftragneh-
mer. Die Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungen be-
rechtigen den Auftragnehmer, die laufenden Arbeiten 
einzustellen und fristlosvom Vertrag zurückzutreten. Alle 
damit verbundenen Kosten sowie der Gewinnentgang 
sind vom Auftraggeber zu tragen. 

8.5. Bei Zahlungsverzug ist der Auftragnehmer berechtigt 
sämtliche zur zweckmäßigen Rechtsverfolgung notwen-
digen Kosten sowie Verzugszinsen in der Höhe von 2 % 
p.a. über dem Diskontsatz der Österreichischen Natio-
nalbank zum Zeitpunkt der Fälligkeit, mindestens jedoch 
12 % p.a. ab dem Tag des Verzuges zu verrechnen. 

8.6. Durch Zahlungsverzug entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer, unter Einhaltung „Der guten Sitten“ von 
jeglicher Geheimhaltung und erlaubt die Bekanntgabe 
von Daten, auch wenn diese im Widerspruch zu beste-
henden Gesetzen (Datenschutz) stehen, an Dritte (KSV). 

8.7. Bei Nichteinhaltung von Raten bei Teilzahlungen ist der 
Auftragnehmer berechtigt, Terminverlust in Kraft treten 
zu lassen und übergebene Akzente fälligzustellen.  

8.8. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zahlungen wegen 
nicht vollständiger Gesamtlieferung, Garantie- oder Ge-

währleistungsansprüchen oder Bemängelungen zurückzuhal-
ten. 

9. Urheberrecht und Nutzung 
9.1. Alle Urheberrechte an den vereinbarten Leistungen (Pro-

gramme, Dokumentationen etc.) stehen dem Auftragnehmer 
bzw. dessen Lizenzgebern zu. Der Auftraggeber erhält aus-
schließlich das Recht, die Software nach Bezahlung des ver-
einbarten Entgelts ausschließlich zu eigenen Zwecken, nur 
für die im Vertrag spezifizierte Hardware und im Ausmaß der 
erworbenen Anzahl Lizenzen für die gleichzeitige Nutzung 
auf mehreren Arbeitsplätzen zu verwenden. 

9.2. Durch den gegenständlichen Vertrag wird lediglich eine 
Werknutzungsbewilligung erworben. Eine Verbreitung durch 
den Auftraggeber ist gemäß Urheberrechtsgesetz ausge-
schlossen. Durch die Mitwirkung des Auftraggebers bei der 
Herstellung der Software werden keine Rechte über die im 
gegenständlichen Vertrag festgelegte Nutzung erworben. Je-
de Verletzung der Urheberrechte des Auftragnehmers zieht 
Schadenersatzansprüche nach sich, wobei in einem solchen 
Fall volle Genugtuung zu leisten ist. 

9.3. Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensiche-
rungszwecke ist dem Auftraggeber unter der Bedingung ges-
tattet, daß in der Software kein ausdrückliches Verbot des Li-
zenzgebers oder Dritter enthalten ist, und daß sämtliche Co-
pyright- und Eigentumsvermerke in diese Kopien unverändert 
mitübertragen werden. 

9.4. Sollte für die Herstellung von Interoperabilität der gegen-
ständlichen Software die Offenlegung der Schnittstellen er-
forderlich sein, ist dies vom Auftraggeber gegen Kostenver-
gütung beim Antraggeber zu beauftragen. Kommt der Auf-
tragnehmer dieser Forderung nicht nach und erfolgt eine De-
kompilierung gemäß Urheberrechtsgesetz, sind die Ergeb-
nisse ausschließlich zur Herstellung der Interoperabilität zu 
verwenden. Mißbrauch hat Schadenersatz zur Folge. 

10. Rücktrittsrecht 
10.1. Für den Fall der Überschreitung einer vereinbarten Lieferzeit 

aus alleinigem Verschulden oder rechtswidrigem Handeln 
des Auftragnehmers ist der Auftraggeber berechtigt, mittels 
eingeschriebenen Briefes vom betreffenden Auftrag zurück-
zutreten, wenn auch innerhalb der angemessenen Nachfrist 
die vereinbarte Leistung in wesentlichen Teilen nicht erbracht 
wird und den Auftraggeber daran kein Verschulden trifft. 

10.2. Höhere Gewalt, Arbeitskonflikte, Naturkatastrophen und 
Transportsperren sowie sonstige Umstände, die außerhalb 
der Einflußmöglichkeit des Auftragnehmers liegen, entbinden 
den Auftragnehmer von der Lieferverpflichtung bzw. gestat-
ten ihm eine Neufestsetzung der vereinbarten Lieferzeit bzw. 
des Seminartermines. 

10.3. Stornierungen durch den Auftraggeber sind nur mit schriftli-
cher Zustimmung des Auftragnehmers möglich. Ist der Auf-
tragnehmer mit einem Storno einverstanden, so hat er das 
Recht, neben den erbrachten Leistungen und aufgelaufenen 
Kosten eine Stornogebühr in der Höhe von 30% des noch 
nicht abgerechneten Aufragswertes des Gesamtprojektes zu 
verrechnen. 

10.3.1. Hardware 
Tritt der Auftraggeber aus Gründen, die nicht von dem Auf-
tragnehmer zu verantworten sind, vom Vertrag zurück, so gilt 
ein Schadenersatz in der Höhe des, dem Auftragnehmer 
nachweisbar, entstandenen Aufwandes, zumindest aber von 
30 % des vereinbarten Nettoentgelts als vereinbart. Das 
Recht auf Geltendmachung übersteigenden Schadenersat-
zes durch den Auftragnehmer bleibt unberührt. Bei Unter-
nehmergeschäften ist das richterliche Mäßigungsrecht aus-
geschlossen. Die vereinbarten Preise gelten ab Lager, aus-
schließlich Verpackung und Verladung. Wenn im Zusam-
menhang mit der Lieferung Abgaben erhoben werden, trägt 
diese der Auftraggeber. Ist die Lieferung mit Zustellung ver-
einbart, so wird diese, sowie eine, vom Auftragnehmer ge-
wünschte, Transportversicherung besonders verrechnet. 

10.3.2. Schulung 
Der Auftraggeber kann Anmeldung oder Bestellung kosten-
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frei zurücktreten, sofern das schriftliche Storno bis zehn 
Arbeitstage vor Beginn der Veranstaltung beim Auftrag-
nehmer eingeht. Wenn die schriftliche Absage später 
einlangt, wird vom Auftragnehmer 30% des vereinbarten 
Seminarpreises als Stornogebühr in Rechnung stellet. 
Falls der gebuchte Termin ohne vorherige Absage nicht 
in Anspruch genommen wird, ist der vereinbarte Preis in 
jedem Fall in voller Höhe zu bezahlen.  
Auch im Fall eines disziplinären Fehlverhaltens und ei-
nes daraus resultierenden eventuellen Seminarab-
bruchs, ist der vereinbarte Preis in voller Höhe zu be-
gleichen.  

11. Gewährleistung, Wartung,   
Änderungen 

11.1. Sofern nicht anders vereinbart, beträgt die Gewährleis-
tungsfrist 6 Monate. 

11.2. Gewährleistungsansprüche setzen voraus, daß der 
Auftraggeber  die aufgetretenen Mängel unverzüglich 
schriftlich und detailliert angezeigt hat. 

11.3. Mängelrügen sind nur gültig, wenn sie reproduzierbare 
Mängel betreffen und wenn sie innerhalb von 4 Wochen 
nach Lieferung der vereinbarten Leistung bzw. bei Indi-
vidualsoftware nach Programmabnahme gemäß Pkt. 
2.4. schriftlich dokumentiert erfolgen. Im Falle der Ge-
währleistung hat Verbesserung jedenfalls Vorrang vor 
Preisminderung oder Wandlung. Bei gerechtfertigter 
Mängelrüge werden die Mängel in angemessener Frist 
behoben, wobei der Auftraggeber dem Auftragnehmer 
alle zur Untersuchung und Mängelbehebung erforderli-
chen Maßnahmen ermöglicht. Die Beweislastumkehr, al-
so die Verpflichtung des Auftragnehmers zum Beweis 
seiner Unschuld am Mangel, ist ausgeschlossen. 

11.4. Gewährleistungspflichtige Mängel bei Hardware werden 
nach dem Ermessen des Auftragnehmers entweder 
durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung behoben. 
Wandlung oder Preisminderung werden einvernehmlich 
ausgeschlossen. Die Gewährleistung erlischt, wenn Re-
paraturen oder Änderungen von Dritten vorgenommen 
wurden. 

11.5. Auf manche Produkte gewährt der Hersteller über einen, 
vom Hersteller definierten, Zeitraum Vor-Ort-Service 
bzw. anderslautende Bestimmungen. In diesem Fall wird 
die beanstandete Ware nicht beim Auftragnehmer, son-
dern beim jeweiligen Hersteller reklamiert. 

11.6. Von der Gewährleistung ausgeschlossen sind Mängel, 
die aus nicht vom Auftragnehmer bewirkter Anordnung 
und Montage (dies gilt nicht, sofern die Selbstmontage 
durch den Auftraggeber oder Dritte vereinbart war und 
fachmännisch erfolgte oder im Fall von zulässigen und 
fachmännisch erfolgten Ersatzvornahmen durch den 
Auftraggeber oder Dritte, weil der Auftragnehmer trotz 
Anzeige des Mangels seiner Verbesserungspflicht nicht 
binnen angemessener Frist nachgekommen ist), unge-
nügender Einrichtung, Nichtbeachtung der Installations-
erfordernisse und Benützungsbedingungen, Überbean-
spruchung über die vom Auftragnehmer angegebene 
Leistung, unrichtige Behandlung und Verwendung unge-
eigneter Betriebsmaterialien entstehen; dies gilt ebenso 
bei Mängeln, die auf vom Auftraggeber bestelltes Mate-
rial zurückzuführen sind. Die Gewährleistung bezieht 
sich nicht auf den Ersatz von Teilen, die einem natürli-
chen Verschleiß unterliegen. 

11.7. Korrekturen und Ergänzungen, die sich bis zur Übergabe 
der vereinbarten Leistung aufgrund organisatorischer 
und programmtechnischer Mängel, welche vom Auftrag-
nehmer zu vertreten sind, als notwendig erweisen, wer-
den kostenlos vom Auftragnehmer durchgeführt. 

11.8. Kosten für Hilfestellung, Fehldiagnose sowie Fehler- und 
Störungsbeseitigung, die vom Auftraggeber zu vertreten 
sind sowie sonstige Korrekturen, Änderungen und Er-
gänzungen werden vom Auftragnehmer gegen Berech-
nung durchgeführt. Dies gilt auch für die Behebung von 
Mängeln, wenn Programmänderungen, Ergänzungen 

oder sonstige Eingriffe vom Auftragnehmer selbst oder von 
dritter Seite vorgenommen worden sind. 

11.9. Ferner übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr für 
Fehler, Störungen oder Schäden, die auf unsachgemäße 
Bedienung, geänderter Betriebssystemkomponenten, 
Schnittstellen und Parameter, Verwendung ungeeigneter Or-
ganistionsmittel und Datenträger, soweit solche vorgeschrie-
ben sind, anormale Betriebsbedingungen (insbesondere Ab-
weichungen von den Installations- und Lagerbedingungen) 
sowie auf Transportschäden zurückzuführen sind. 

11.10. Für Programme, die durch eigene Programmierer des 
Auftragebers bzw. Dritte nachträglich verändert werden, ent-
fällt jegliche Gewährleistung durch den Auftragnehmer. 

11.11. Soweit Gegenstand des Auftrages die Änderung oder 
Ergänzung bereits bestehender Programme ist, bezieht sich 
die Gewährleistung auf die Änderung oder Ergänzung. Die 
Gewährleistung für das ursprüngliche Programm lebt da-
durch nicht wieder auf. 

11.12. Der Standort der vertragsgegenständlichen Computer-
systeme ist vertraglich festgelegt. Bei einem eventuellen 
Standortwechsel der Computersysteme ist der Auftragneh-
mer berechtigt, den Pauschalkostensatz neu festzulegen o-
der den Vertrag vorzeitig aufzulösen. 

12. Haftung 
12.1. Der Auftragnehmer haftet für Schäden, sofern ihm Vorsatz 

oder grobe Fahrlässigkeit nachgewiesen werden, im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften. Die Haftung für leichte Fahr-
lässigkeit ist ausgeschlossen. 

12.2. Für Personenschäden erfolgt Haftung im Rahmen der 
zwingenden gesetzlichen Bestimmungen. 

12.3. Für Gegenstände die in die Räumlichkeiten (auch kurzfristig 
angemietete) des Auftragnehmers mitgenommen werden 
übernimmt der Auftragnehmer keinerlei Haftung. 

12.4. Der Auftragnehmer haftet nicht für Datenverlust und Dauer-
haftigkeit der Speichermedien. 

12.5. Für sonstige Schäden und Kosten inklusive Verdienst- bzw. 
Gewinnentgang, Datenverlust, Reisekosten, Folge- und 
Vermögensschäden jeder Art übernimmt der Auftragnehmer 
keinerlei Haftung.  

12.6. Für Copyright Verletzungen (auch AKM) etc. durch, vom 
Auftraggeber, installierte, zur Verfügungestellte, zur Weiter-
verarbeitung, bereitgestellte Software, Dokumentationen, 
Texte, Bilder, Tonaufzeichnungen etc. übernimmt der Auf-
tragnehmer keinerlei Haftung.  

13. Nicht durch diesen Vertrag gedeckte 
Leistungen 

13.1. Falls nicht explizit anders geregelt sind die Kosten für Fahrt, 
Aufenthalt und Wegzeit für die mit der Ausführung der 
Dienstleistung beauftragten Personen des Auftragnehmers 
vom Auftraggeber zu tragen. 

13.2. Im Falle unberechtigter Inanspruchnahme von Leistungen ist 
der Auftragnehmer berechtigt, die angefallenen Kosten dem 
Auftraggeber mit den jeweils gültigen Kostensätzen in Rech-
nung zu stellen. 

13.3. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber innerhalb der 
vereinbarten Hotline-Zeiten des Auftragnehmers bei fallweise 
auftretenden Problemen für Beratungen im Zusammenhang 
mit dem Einsatz der vertragsgegenständlichen Softwarepro-
gramme zur Verfügung stehen. Der Auftragnehmer ist be-
rechtigt, bei wiederholter Inanspruchnahme dieser Beratung 
für gleichartige Probleme eine weitere vertragsgegenständli-
che Beratung von zusätzlichen, außerhalb dieses Vertrages 
liegenden, kostenpflichtigen Schulungsmaßnahmen abhän-
gig zu machen. 

13.4. Kostenpflichtige sind Leistungen, die durch Betriebssystem-, 
Hardwareänderungen und/oder durch Änderungen von nicht 
vertragsgegenständlichen wechselseitig programmabhängi-
gen Softwareprogrammen und Schnittstellen bedingt sind, 
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sowie individuelle Programmanpassungen bzw. Neupro-
grammierungen. 

13.5. Programmänderungen aufgrund von Änderungen 
gesetzlicher Vorschriften, wenn sie eine Änderung der 
Programmlogik erfordern sind vom Auftraggeber zu tra-
gen. 

13.6. Der Auftragnehmer wird von allen Verpflichtungen aus 
dem vorliegenden Vertrag frei, wenn Programmände-
rungen in den vertragsgegenständlichen Softwarepro-
grammen ohne vorhergehende Zustimmung des Auf-
tragnehmers von Mitarbeitern des Auftraggebers oder 
Dritten durchgeführt, oder die Softwareprogramme nicht 
widmungsgemäß verwendet werden. 

13.7. Die angelfallenden Kosten zur Beseitigung von durch 
den Auftraggeber oder Dritten verursachten Fehlern, 
werden dem Auftraggeber mit den jeweils gültigen Kos-
tensätzen in Rechnung zu stellen. 

13.8. Verluste oder Schäden, die direkt oder indirekt durch 
Handlungen oder Unterlassungen bei der Bedienung 
durch den Auftraggeber oder Anwender entstehen sind 
vom Auftraggeber zu tragen. 

13.9. Datenkonvertierungen, Wiederherstellung von Datenbe-
ständen und Schnittstellenanpassungen sind kosten-
pflichtig. 

14. Loyalität 
14.1. Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen 

Loyalität. Sie werden jede Abwerbung und Beschäfti-
gung, auch über Dritte, von Mitarbeitern, die an der Rea-
lisierung der Aufträge gearbeitet haben, des anderen 
Vertragspartners während der Dauer des Vertrages und 
12 Monate nach Beendigung des Vertrages unterlassen. 
Der dagegen verstoßende Vertragspartner ist verpflich-
tet, pauschalierten Schadenersatz in der Höhe eines 
Jahresgehaltes des Mitarbeiters zu zahlen. 

15. Datenschutz, Geheimhaltung 
15.1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich und seine Mitarbei-

ter, die Bestimmungen gemäß §20 des Datenschutzge-
setzes einzuhalten. 

15.2. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter unterliegen 
dem Fernmeldegeheimnis gem. § 88 TKG und den Ge-
heimhalteverpflichtungen des Datenschutzgesetzes. 
Persönliche Daten und Daten der User werden nicht 
eingesehen. Auch die bloße Tatsache eines stattgefun-
denen Nachrichtenaustausches unterliegt der Geheim-
haltungspflicht. Routing- und Domaininformationen müs-
sen jedoch weitergegeben werden. 

15.3. Der Auftragnehmer hat alle technischen möglichen und 
zumutbaren Maßnahmen ergriffen, um die, bei ihm, ge-
speicherten Daten zu schützen. Sollte es einem Dritten 
auf rechtswidrige Art und Weise gelingen, beim Auftrag-
nehmer gespeicherte Daten in seine Verfügungsgewalt 
zu bringen bzw. diese weiter zu verwenden, so haftet der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber gegenüber nur bei 
vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verhalten. 

16. Schlußbestimmungen 

16.1. Der Auftraggeber erklärt sich mit der Weitergabe seiner 
persönlichen Daten und seiner Datenverbindung, insbe-
sondere zwecks Kreditprüfung, aber auch ausdrücklich 
zur Marketingverwendung einverstanden. 

16.2. Es gilt ausschließlich österreichisches Recht. Aus-
schließlicher Gerichtsstand ist Wien. 

16.3. Soweit nicht anders vereinbart, gelten die zwischen 
Vollkaufleuten zur Anwendung kommenden gesetzlichen 
Bestimmungen ausschließlich nach österreichischem 
Recht, auch dann, wenn der Auftrag im Ausland durch-
geführt wird. Für eventuelle Streitigkeiten gilt ausschließ-
lich die örtliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen 
Gerichtes für den Geschäftssitz des Auftragnehmers als 

vereinbart. Für den Verkauf an Verbraucher im Sinne des 
Konsumentenschutzgesetzes gelten die vorstehenden Be-
stimmungen nur insoweit, als das Konsumentenschutzgesetz 
nicht zwingend andere Bestimmungen vorsieht.  

16.4. Die Nichteinhaltung wesentlicher Vertragsbestandteile 
berechtigt die Vertragspartner zur vorzeitigen fristlosen Auf-
lösung des Vertrages. 

16.5. Das Vertragsverhältnis, welches eine fachgerechte Installati-
on des ordnungsgemäß erworbenen vertragsgegenständli-
chen Softwareprogramms voraussetzt, beginnt mit Unter-
zeichnung des Vertrages und wird auf unbestimmte Zeit ab-
geschlossen. Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer 
Frist von 3 Monaten zum Ende eines Kalenderjahres von ei-
nem der Vertragspartner schriftlich gekündigt werden, frühes-
tens jedoch nach Ablauf des 36. Vertragsmonates. Wenn das 
vertragsgegenständliche Softwareprogramm nachweislich 
außer Betrieb gestellt wird oder untergeht, kann das Ver-
tragsverhältnis unter Berücksichtigung einer dreimonatigen 
Kündigungsfrist vorzeitig aufgelöst werden. In diesem Fall 
wird für die nicht konsumierte Leistung der aliquote Teil des 
Jahrespauschales auf ein vom Auftraggeber bekanntzuge-
bendes österreichisches Bankkonto überwiesen. 

16.6. Der Auftragnehmer ist ermächtigt, seine Pflichten oder den 
gesamten Vertrag mit schuldbefreiender Wirkung einem Drit-
ten zu überbinden. 

16.7. Der Auftraggeber hat Änderungen seiner Anschrift unverzüg-
lich schriftlich bekannt zu geben. Schriftstücke gelten als 
dem Auftraggeber zugegangen, wenn sie an seine zuletzt 
bekannt gegebene Anschrift gesandt wurden. 

16.8. Überschriften und Numerierung in diesen Geschäftsbedin-
gungen dienen lediglich der Übersichtlichkeit und haben kei-
ne normative Bedeutung und begrenzen oder erweitern nicht 
den Anwendungsbereich dieser Geschäftsbedingungen und 
dienen nicht der Interpretation 
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